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Die „Genfer Großwetterlage“ wirft in unregelmäßigen Abständen einen Blick auf ausgewählte 
Entwicklungen der in Genf ansässigen internationalen Organisationen.  
 
Die Folgen der russischen Invasion in die Ukra-
ine blieben in den vergangenen Monaten zent-
rales Thema im multilateralen Genf. Trotz der 
geopolitischen Spannungen bewiesen mehrere 
multilaterale Foren ihre Handlungsfähigkeit.  
Sorgen bereiten die sekundären Folgen des 
Konflikts für Nahrungsmittelsicherheit welt-
weit und die fehlenden Mittel für andere hu-
manitäre Notlagen. Zunehmend ist bei vielen 
nicht-europäischen Staaten eine „Ukraine-
Müdigkeit“ festzustellen. Im Menschenrechts-
rat sorgte die Diskussion rund um die China-
Reise der UN-Menschenrechtskommissarin Mi-
chelle Bachelet für Wirbel. In der WHO steht 
eine wichtige Etappe bei den Diskussionen zu 
einem etwaigen Pandemievertrag an. 
 
Menschenrechtsrat 
 
34. Sondersitzung zur Lage in der Ukraine  

Auf Betreiben der Ukraine  und mit Unterstützung 
der gerade benötigten Mindestzahl von 16 Rats-
mitgliedern0F

1 wurde am 12. Mai eine Sondersit-
zung zur Lage in der Ukraine abgehalten, bei wel-
cher u.a. die auf der 49. Regulären Sitzung einge-
richtete Untersuchungsmission von ihrer Arbeit 
berichtete. Der von der Ukraine eingebrachte Re-
solutionsentwurf stärkt ihr Mandat und fordert sie 
u.a. auf, sich genauer mit den Ereignissen in den 
Regionen Kiew, Tschernihiw, Charkiw und Sumy zu 

                                                   
1Hier ist eine grafische Darstellung verfügbar und hier 
die gesamte Sitzung. 
2 Die Resolution ist hier und das Abstimmungsergebnis 
hier sowie im HRC Extranet einsehbar. 

befassen.1F

2  Neben zwölf Enthaltungen stimmten 
lediglich China und Eritrea dagegen. Zahlreiche 
Delegationen forderten zudem eine verstärkte Re-
chenschaftspflicht und äußerten sich besorgt zu 
den globalen Auswirkungen des Krieges auf Nah-
rungsmittel- und Energiesicherheit. Russland boy-
kottierte die Sitzung. 
 
China-Reise der UN-Hochkommissarin, Be-
richt zu Xinjiang     

Nach Jahren der Vorbereitung reiste die UN-Hoch-
kommissarin für Menschenrechte, Michelle Ba-
chelet, vom 23. - 28. Mai als erste Hochkommissa-
rin nach 17 Jahren nach China. Hierbei traf sie mit 
hochrangigen Vertreterinnen und Vertretern von 
Behörden auf nationaler und lokaler Ebene, Wirt-
schaft und Wissenschaft und NGOs sowie mit Au-
ßenminister Wang Yi und virtuell mit Präsident Xi 
Jinping zusammen. In ihrem mit Spannung erwar-
teten Abschlussstatement2F

3 griff sie jedoch größ-
tenteils auf chinesisches Framing zurück, lobte 
Chinas "enorme Erfolge" im Bereich ökonomi-
scher und sozialer Rechte und unterstrich, dass 
die Regierung ihr zugesichert habe, dass das Sys-
tem der von China sogenannten "Berufsbildungs- 
und Ausbildungszentren" abgeschafft wurde. 
Während einige Staaten, u.a. die USA und 
Deutschland sowie NGOs ihre Enttäuschung aus-
drückten und zum Teil massive Kritik äußerten, 

3 Bachelets Statement findet sich hier, die Pressekonfe-
renz hier. 

https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/34-sondersitzung-des-un-menschenrechtsrates-zur-ukraine
https://media.un.org/en/search/?q=&filter-term=6935&term-name=Special%20Sessions&filter-categories=Special%20Sessions&sort-by=date_desc
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/special-sessions/session34/34-special-session
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/34-sondersitzung-des-un-menschenrechtsrates-zur-ukraine
https://www.ohchr.org/en/statements/2022/05/statement-un-high-commissioner-human-rights-michelle-bachelet-after-official
https://www.youtube.com/watch?v=cuWrcWkRQY4
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lobte China den Besuch ausdrücklich.3F

4 Etabliert 
werden soll ein jährliches strategisches Treffen 
auf höchster Ebene sowie eine Arbeitsgruppe zur 
Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen 
China und dem UN-Hochkommissariat (OHCHR), 
welche sich in Peking, Genf und online treffen soll. 
42 Vertreterinnen und Vertreter der Sonderver-
fahren empfahlen kurz darauf eine Sondersitzung 
zu China abzuhalten sowie ein neues Mandat ein-
zurichten und unterstrichen, wie dringlich eine 
transparente Kooperation mit der Gesamtheit des 
UN-Menschenrechtssystems sei, um die Lage im 
Land, v.a. auch in Xinjiang, Tibet und Hongkong 
vollständig bewerten zu können.4F

5  

 
50. Ratssitzung, keine zweite Amtszeit für Ba-
chelet   
 
Die Kritik an Bachelets China-Reise war auch 
Thema zu Beginn der vom 13. Juni bis 8. Juli abge-
haltenen 50. regulären Ratssitzung. Bachelet be-
mühte sich, einige Kritikpunkte zu adressieren 
und überraschte am Ende ihrer Rede mit der An-
kündigung, keine zweite Amtszeit mehr anstreben 
zu wollen. Dies stünde in keinem Zusammenhang 
mit ihrer Reise, sondern habe ausschließlich pri-
vate Gründe. Einige Beobachter ziehen ein sehr 
kritisches Fazit ihrer Amtszeit und werfen ihr vor, 
durch ihre Schwerpunktsetzung im Rat immer 
wieder Chinas Narrative bedient zu haben. 5F

6 
Potentielle Kandidatinnen und Kandidaten für ihre 
Nachfolge wurden bisher noch nicht öffentlich. 
Die Tatsache, dass die Osteuropagruppe als ein-
zige Regionalgruppe bislang noch keinen Hoch-
kommissar gestellt hat, spricht für eine Kandidatin 
oder einen Kandidaten aus ihrer Mitte – einen Au-
tomatismus gibt es nicht. Dem UN-Generalsekre-
tär fällt die Benennung und der UN-Generalver-
sammlung die Bestätigung zu. Bemerkenswert: 
Bachelet kündigte an, dass der Bericht zu Xinjiang, 
dessen Veröffentlichung seit vielen Monaten ge-
fordert wird, noch vor Ende ihrer Amtszeit, d.h. bis 
spätestens Ende August 2022 erscheinen soll, 
nachdem er mit Aktualisierungen nochmals Pe-

                                                   
4 Die Stellungnahme der USA findet sich hier, der von 
Deutschland hier, die Aussagen von NGO-Vertreterin-
nen und Vertreter hier und von China u.a. hier. 
5 Die Stellungnahme findet sich hier. 
6 Rücktrittsforderungen von NGOs hier. 

king zugegangen sein wird. 46 Staaten hatten er-
neut dessen baldige Veröffentlichung angemahnt, 
wobei Kuba im Namen von 69 Staaten China um-
gehend verteidigte.6F

7  
 
Neben China war auch die Rolle Russlands nach 
seinem offiziellen Ausscheiden als Vollmitglied mit 
Spannung erwartet worden. Anders als von inter-
nationalen NGOs und russischer Zivilgesellschaft 
gefordert, konnte kein Sonderberichterstatter zu 
Russland eingerichtet werden.7F

8 Im Zuge von ge-
meinsamen Stellungnahmen wurde Russland je-
doch mehrfach verurteilt, u.a. von 54 Staaten auf-
grund der sich zuspitzenden Nahrungsmittelkrise. 
47 Staaten forderten die Hochkommissarin auf, 
weiter über die Situation zu berichten.8F

9  
 
Insgesamt gestaltete sich das Abstimmungsver-
halten konsensualer als in den vergangenen Sit-
zungen: von 23 Resolutionen wurden erstaunliche 
75% im Konsens angenommen. Dafür kam nahezu 
die Hälfte aller Änderungsvorschläge von Russ-
land. Drei Viertel von ihnen wandten sich gegen 
das Hauptthema der Sitzung: Gender. Dies wurde 
mit insgesamt sieben Resolutionen, u.a. zu Ge-
walt, Diskriminierung, Genitalverstümmelung, Re-
präsentation in der Justiz, sexueller Orientierung 
(hier konnte das u.a. bei den Staaten der Organi-
sation für islamische Zusammenarbeit (OIZ), sehr 
umstrittene Mandat des unabhängigen Experten 
verlängert werden) oder zur Lage in Afghanistan 
adressiert. Auf einer Dringlichkeitsdebatte berich-
tete u.a. erstmals UN-Sonderberichterstatter Ben-
nett von weltweit beispielloser Misogynie. Die Re-
solution ruft die Taliban zwar auf, ihre Restriktio-
nen aufzuheben, nimmt aber zentrale Forderun-
gen afghanischer Frauen – z.B. einen robusteren 
Mechanismus zur Klärung von Verantwortlichkei-
ten einzurichten – nicht auf. Weitere Resolutionen 
gab es u.a. zu Syrien, Myanmar, Belarus (Mandats-
verlängerung der Sonderberichterstatterin Anaïs 
Marin), Sudan, Libyen, Eritrea, mehrere zu zivilen 

7 Eine grafische Darstellung der gemeinsamen Stellung-
nahmen finden sich hier. 
8 Ein entsprechender Brief von NGOs ist hier einsehbar. 
9 Das von der EU verlesene Statement findet sich hier 
und hier, eine grafische Darstellung hier. 

https://www.state.gov/concerns-with-un-high-commissioner-for-human-rights-visit-to-the-peoples-republic-of-china/
https://www.auswaertiges-amt.de/en/newsroom/news/chn-hochkommissarin/2533218
https://ishr.ch/latest-updates/un-rights-chief-concludes-failed-visit-to-china-misses-historic-opportunity/
https://www.fmprc.gov.cn/mfa_eng/wjbxw/202205/t20220528_10694065.html
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2022/06/china-must-address-grave-human-rights-concerns-and-enable-credible
https://www.uyghurcongress.org/en/joint-statement-over-230-rights-groups-demand-resignation-of-un-high-commissioner-for-human-rights/
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/gemeinsame-stellungnahme-zur-menschenrechtslage-in-china-auf-dem-50-un-menschenrechtsrat
https://humanrightshouse.org/statements/russian-civil-society-calls-on-un-to-establish-special-rapporteur-to-monitor-and-report-on-human-rights-in-russia/
https://www.eeas.europa.eu/delegations/un-geneva/hrc-50-joint-statement-situation-human-rights-russia-interactive-dialogue_en?s=62
https://www.eeas.europa.eu/delegations/un-geneva/hrc-50-joint-statement-interactive-dialogue-high-commissioner%E2%80%99s-oral_en?s=62
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/gemeinsame-stellungnahme-zur-menschenrechtslage-in-russland-auf-dem-50-un-menschenrechtsrat
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und politischen Rechten, zum Zugang zu Impfstof-
fen sowie zum Klimawandel.9F

10 In diesem Kontext 
sprach erstmals auch der neue Sonderberichter-
statter zu den Auswirkungen des Klimawandels 
auf Menschenrechte, Ian Fry, und legte seine Prio-
ritäten dar.10F

11 Der in Genf ansässige Zwischen-
staatliche Ausschuss für Klimaänderungen (IPCC) 
hatte erst im April in seinem Bericht ein düsteres 
Bild gezeichnet. Millionen von Menschen seien in 
Gefahr, werden Treibhausgasemissionen nicht so-
fort und sektorenübergreifend signifikant, d.h. 
mindestens um 43% (im Vergleich zu 2019), bis 
zum Jahr 2030 reduziert.11F

12   

 
Internationale Arbeitskonferenz – An-
nahme von neuem Grundprinzip / Kri-
tik an China und Belarus 
 
Bei der 110. Internationalen Arbeitskonferenz 
(IAK) vom 27. Mai – 11. Juni  einigten sich Mitglied-
staaten und Sozialpartner auf die Aufnahme des 
Grundsatzes eines „gesunden und sicheren Ar-
beitsumfelds“ als fünftes Grundprinzip der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO).12F

13 Deutsch-
land und die EU hatte sich für diesen Schritt einge-
setzt. Mithin kann der scheidende ILO-Generaldi-
rektor Guy Ryder bei seiner letzten IAK noch einen 
Erfolg verbuchen. Die fünf ILO-Grundprinzipien 
spiegeln sich in ILO-Übereinkommen wieder. Mit 
Blick auf das neue Grundprinzip wurden die Über-
einkommen 155 (Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz) und 187 (Förderungsrah-
men für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz) als grundlegend bestimmt. Im Vorfeld 
war die Zuordnung des Übereinkommens 155 um-
stritten, da es als sehr weitreichend gilt und in der 
Umsetzung einige Länder überfordern könnte. Die 
letztlich erfolgte Aufnahme wird von einigen Be-
obachtern als weiterer Beleg für den derzeit recht 
gewerkschaftsnahen Kurs der ILO gewertet. Konk-
ret bedeutet die Verabschiedung eines neuen 
Grundprinzips, dass alle ILO-Mitgliedstaaten sich 
zu dessen Beachtung und Förderung verpflichten, 

                                                   
10 Alle Resolutionen und Abstimmungen können im 
Extranet eingesehen werden. Eine grafische Darstellung 
ausgewählter Abstimmungen und Stellungnahmen fin-
det sich hier.   
11 Mehr Informationen hier  
12 Mehr Informationen finden sich hier. 

unabhängig davon, ob sie die dafür grundlegen-
den Übereinkommen ratifiziert haben. Gleichzei-
tig wird der Druck zunehmen, die entsprechenden 
Übereinkommen zu ratifizieren. Deutschland hat 
– wie alle anderen G7-Staaten – das Übereinkom-
men 155 nicht ratifiziert (Beobachter rechnen da-
mit, dass dies bald erfolgen könnte), die Schweiz 
sogar keines der beiden Übereinkommen.13F

14  

Wie bei jeder IAK werden im Normenanwendungs-
sausschuss u.a. schwere Fälle zur (Nicht-)Anwen-
dung von ILO-Standards diskutiert. Bereits Mo-
nate zuvor hatte für Aufsehen gesorgt, dass erst-
mals Chinas Umgang mit den Uiguren aufgrund 
von Defiziten bei der Umsetzung des Übereinkom-
mens Nr. 111 („Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf“) auf der Tagesordnung stehen würde. 
Der Ausschuss forderte ein Ende aller Formen der 
Diskriminierung und Rücknahme, bzw. Abände-
rung aller entsprechenden Gesetze. Zudem soll 
China bis September einen Bericht über die An-
wendung des Übereinkommens in Gesetz und 
Praxis vorlegen.14F

15 China lehnte die Forderungen 
ab und lud die ILO ein, sich ein „richtiges“ Bild vor 
Ort zu machen. Es ist davon auszugehen, dass das 
Thema auch bei künftigen IAKs diskutiert wird.  

Harsche Kritik musste sich (erneut) Belarus anhö-
ren. So kritisierte die IAK die Unterdrückung von 
Gewerkschaftsaktivitäten sowie die systematische 
Zerstörung unabhängiger Gewerkschaften. Zu-
dem wird die Freilassung aller inhaftierten Ge-
werkschaftsvertreter und -vertreterinnen gefor-
dert, darunter mit Aliaksandr Yarashuk einem 
stellvertretenden Mitglied des ILO-Verwaltungsra-
tes (!). Für die nächste IAK ist mit der Vorbereitung 
weitergehender Maßnahmen zu rechnen.  

Auch der Angriff Russlands auf die Ukraine wurde 
in Ausschussdiskussionen durch die EU und an-
dere „westliche“ Verbündete aufgegriffen. Bis zur 
Sitzung des ILO-Verwaltungsrats im November 
sollen konkrete Pläne für die Verlegungen des ILO-
Regionalbüros in Moskau vorgelegt werden.15F

16  

13 Die weiteren Grundprinzipien und zugehören Kernar-
beitsnormen finden sich hier. 
14 74 Länder haben das Übereinkommen 155, 56 Län-
der das Übereinkommen 187 ratifiziert. 
15 Die Schlussfolgerungen des Ausschusses zu China 
und anderen Ländern finden sich hier.  
16 Siehe Genfer Großwetterlage April 2022  

https://hrcmeetings.ohchr.org/HRCSessions/RegularSessions/50/Pages/resolutions.aspx
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/gemeinsame-stellungnahme-zur-menschenrechtslage-in-russland-auf-dem-50-un-menschenrechtsrat
https://www.ohchr.org/en/documents/thematic-reports/a5039-report-initial-planning-and-vision-mandate
https://www.ipcc.ch/
https://www.ilo.org/berlin/arbeits-und-standards/kernarbeitsnormen/lang--de/index.htm
https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:10011:0::NO::P10011_DISPLAY_BY,P10011_CONVENTION_TYPE_CODE:1,F
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/ed_norm/relconf/documents/meetingdocument/wcms_848055.pdf
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/laenderberichte/detail/-/content/genfer-grosswetterlage-14
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Lugano-Konferenz zur Ukraine – Leit-
linien für den Wiederaufbau  
   

Bereits vor dem Ausbruch des Ukrainekriegs war 
die fünfte Runde der Ukraine-Reformkonferenz in 
Lugano geplant. Angesichts der durch die Invasion 
Russlands veränderten Vorzeichen sollte das Tref-
fen am 4./5. Juli ein Startsignal für den politischen 
Prozess zum Wiederaufbau des Landes nach dem 
Krieg werden. Insgesamt nahmen 58 internatio-
nale Delegationen (darunter 42 Staaten und 16 in-
ternationale Organisationen) teil.  
Schon Monate zuvor wurde betont, dass es sich 
nicht um eine Geberkonferenz, sondern eine Wie-
deraufbaukonferenz handeln würde (was hier und 
da mit Blick auf den Zeitpunkt Kritik hervorrief), 
wenngleich am Rande einige Länder eine Erhö-
hung ihrer Hilfen in Aussicht stellten, so auch die 
gastgebende Schweiz. Das eigentliche Ziel: Bereits 
zu einem frühen Zeitpunkt Leitlinien und Prioritä-
ten für den Wiederaufbau der Ukraine zu definie-
ren. So enthält die von 41 Staaten und fünf inter-
nationalen Organisationen mitgetragene Erklä-
rung neben einem Bekenntnis zur Souveränität 
und territorialen Integrität der Ukraine und einer 
Verurteilung der russischen Aggression sieben 
Leitprinzipien, nach denen der Wiederaufbau er-
folgen soll: ehrgeizige Reformen, das Prinzip der 
Eigenverantwortung, demokratische Mitwirkung 
der Bevölkerung, Ausrichtung nach den Nachhal-
tigkeitsprinzipien der Agenda 2030 und dem Pari-
ser Klimaübereinkommen.16F

17 Auffällig: die Mehr-
zahl der internationalen Organisationen verzich-
tete auf die Unterzeichnung der Erklärung. Grund 
war die Rücksichtnahme auf die Mitgliedschaft 
Russlands in diesen Gremien. 
Ein vom ukrainischen Ministerpräsidenten Denys 
Shmyhal vorgelegter Entwurf geht von einem Fi-
nanzbedarf von 750 Mrd. US-Dollar aus. Der For-
derung der Ukraine, eingefrorene russische Ver-
mögen für den Wiederaufbau zu nutzen, wurde 
(vorerst) nicht entsprochen. Eine Folgekonferenz 
ist für 2023 im Vereinigten Königreich geplant.  
 

                                                   
17 Die gesamte Erklärung ist hier einsehbar. 
18 Zahlen u.a. im Global Report on Food Crises 2022. 
19 Zahlen zur Lebenshaltungskrise finden sich hier. 
20 Schätzungen der Weltbank hier. 

Schrumpfender humanitärer Spiel-
raum weltweit 
  

COVID-19, die Klimakrise, Kriege und Konflikte set-
zen das humanitäre System derzeit unter immen-
sen Druck. Bereits im Vorjahr waren mit bis zu 828 
Mio. Menschen nahezu 10,5% der Weltbevölke-
rung von Hunger betroffen.17F

18 Die vom UN-Gene-
ralsekretär eingerichtete sog. "Global Crisis 
Response Group", bei welcher sich auch Genfer 
Organisationen wie die ILO oder UNCTAD beteili-
gen, hatte bereits im April vor den katastrophalen 
Auswirkungen des Ukrainekriegs auf die weltweite 
humanitäre Lage gewarnt. Jüngste Zahlen bestäti-
gen dies: über 71 Mio. Menschen sind durch die 
Auswirkungen des Kriegs in extreme Armut ge-
rutscht.18F

19 Durch die multiple Krise gestiegener 
Nahrungsmittel-, Dünger- und Energiepreise 
drohe die bisher größte Lebenshaltungskrise des 
21. Jahrhundert. Bis zu 1,7 Mrd. Menschen seien 
akut von einem der drei Bereiche (Nahrungsmit-
tel, Energie, Finanzen) betroffen; 1,2 Mrd. Men-
schen von allen drei Dimensionen gleichzeitig19F

20. 
Auch politische Unruhen seien wahrscheinlich.  

Finanziell sehen sich humanitäre Organisationen 
einem immer kleiner werdenden Spielraum und 
massiver Unterfinanzierung für Krisen jenseits der 
Ukraine konfrontiert. Während bis zu 84% der be-
nötigten Gelder für die Ukraine beim Amt für die 
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) bereits eingingen, sind es für Afghanistan 
nur 38% und für den Jemen nur 27%.20F

21  

 
Flucht und Migration 
 

Am 16. Juni legte das UN-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge (UNHCR) seinen neuen Jahresbericht 
vor,21F

22 welcher bis Jahresende 2021 89,3 Mio. Ver-
triebene ausweist. Im Zuge des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine wurde jedoch in-
nerhalb von nur wenigen Wochen bereits die 100 
Mio. Schwelle überschritten. Der Ukrainekrieg gilt 
damit als größte Vertreibungskrise seit dem Zwei-

21 Die aktuellen Zahlen zur Ukraine finden sich hier, zu 
Afghanistan hier und zum Jemen hier.  
22 Der Jahresbericht ist hier einsehbar, eine Kurzzusam-
menfassung der KAS Genf hier. 

https://www.eda.admin.ch/dam/eda/en/documents/aktuell/dossiers/urc2022_lugano-declaration.pdf
http://www.fightfoodcrises.net/fileadmin/user_upload/fightfoodcrises/doc/resources/GRFC_2022_FINAl_REPORT.pdf
https://www.undp.org/publications/addressing-cost-living-crisis-developing-countries-poverty-and-vulnerability-projections-and-policy-responses
https://blogs.worldbank.org/opendata/pandemic-prices-and-poverty
https://fts.unocha.org/appeals/1102/summary
https://fts.unocha.org/appeals/1100/summary
https://fts.unocha.org/appeals/1077/summary
https://www.unhcr.org/unhcr-global-trends-2021-media-page.html
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/laenderberichte/detail/-/content/dramatischer-meilenstein-erreicht-der-neue-fluechtlingsbericht-des-unhcr-1
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ten Weltkrieg und als die am schnellsten anwach-
sende weltweit.22F

23 Vor allem die Nahrungsmit-
telunsicherheit, steigende Inflation und hohen 
Energiepreise beschleunigten, ähnlich wie die Kli-
makrise23F

24, derzeit weltweite Trends weiter, so UN-
Hochkommissar Filippo Grandi.  

Entsprechend stieg auch der Mittelbedarf des UN-
HCR stark an. Gelder für die Ukraine müssten zu-
sätzlich eingehen und nicht von anderen Krisen 
abgezogen werden, so der Hochkommissar. Wäh-
rend die Ukraine zu 76% finanziell gedeckt ist, blei-
ben andere Ländersituationen massiv unterfinan-
ziert. Insgesamt besteht eine Finanzierungslücke 
von 64%, bzw. 6.8 Mrd. US-Dollar.24F

25 Sehr positiv 
hob Grandi hingegen den Umgang mit ukraini-
schen Flüchtlingen hervor. Lehren hieraus sollten 
entsprechend auch auf andere Krisen übertragen 
werden.  

 

WTO –Patentschutzdebatte 2.0 
 
Nachdem die 12. Ministerkonferenz der Welthan-
delsorganisation (WTO) am 17. Juni das sog. ‘Ge-
neva Package’ verabschiedete, sprachen viele Be-
obachter von einem wichtigen Signal für den Mul-
tilateralismus und die Bedeutung der WTO.25F

26 Al-
lerdings handelt es sich eher um eine Verschnauf-
pause als einen Befreiungsschlag, denn viele der 
erzielten Einigungen sind befristet. Mithin sind die 
nächsten Konflikte bereits vorprogrammiert, z.B. 
bei der vieldiskutierten Freigabe von Impfstoffpa-
tenten («TRIPS-Waiver»). So drängen einige Länder 
(v.a. Indien & Südafrika) darauf, dass auch Thera-
peutika und Diagnostika ebenfalls unter die Aus-
nahmeregelung fallen sollten. Aktuell bezieht sich 
der mühevoll errungene Kompromiss des «be-
grenzten TRIPS-Waivers» lediglich auf die tempo-
räre Aussetzung von geistigen Eigentumsrechten 
für die Herstellung von COVID-19-Vakzinen sowie 
auf die dafür notwendigen Zutaten. Die Gesprä-
che dazu wurden bereits am 7. Juli wiederaufge-
nommen. Einige Mitglieder rund um die USA, 
China, die EU und der Schweiz stellten außerdem 

                                                   
23 Aktuelle Zahlen finden sich hier. 
24 Die Beobachtungsstelle für intern Vertriebene (IDMC) 
erfasste allein vergangenes Jahr 23,7 Mio. Menschen, 
die aufgrund von Extremwetterereignissen und den Fol-
gen des Klimawandels zu Binnenflüchtlingen wurden.   

einen Vorschlag zur Lizensierung von geistigem Ei-
gentum vor. Dieser soll es Eigentumseignern er-
möglichen, geistiges Eigentum für eine begrenzte 
Zeit zu verkaufen. Der Vorstoß wurde insgesamt 
positiv aufgenommen.  

Globale Gesundheit 
 

Wichtige Etappe für Pandemievertrag steht an 

Der Monat Juli könnte aus mehreren Gründen ent-
scheidend für die Entstehung des Pandemiever-
trags sein: Die Mitgliedstaaten der WHO werden 
nicht nur zur Rechtsverbindlichkeit eines solchen 
Instruments, sondern auch zu seiner allgemeinen 
Ausrichtung diskutieren. In der Woche vom 18. Juli 
wird das zwischenstaatliche Verhandlungsgre-
mium für den Entwurf und die Aushandlung eines 
WHO-Übereinkommens, einer Vereinbarung oder 
eines anderen internationalen Instruments zur 
Pandemieprävention, -vorsorge und -reaktion 
(kurz “INB") zu einer zweiten öffentlichen Sitzung 
zusammenkommen, um a) den vorliegenden Ver-
trages-Entwurfs und b) die Rechtsgrundlage für 
das neue Instrument zu erörtern.26F

27  

Mehrere Artikel in der WHO-Verfassung könnten 
als rechtliche Grundlage für ein solches Instru-
ment dienen, mit jeweils unterschiedlichen Krite-
rien, Verfahren, Geltungsbereichen und unter-
schiedlich rechtsverbindlichem Charakter. Konk-
ret wären dies:27F

28 
- Art. 19, für Konventionen oder Abkommen; 
- Art. 21, für Verordnungen; und 
- Art. 23, für Empfehlungen.  
Die Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Präfe-
renzen: Während die EU und mehrere afrikani-
sche Länder Artikel 19 der WHO-Verfassung als 
Rechtsgrundlage – und damit Rechtsverbindlich-
keit – vorziehen, bevorzugen die USA und einige 
andere Länder die zwei weniger verbindlichen Al-
ternativen. Möglich ist auch, dass die WHA zwar 
ein rechtlich verbindliches Instrument (über Arti-
kel 19 oder 21) wählt, dieses allerdings auch un-
verbindliche Elemente beinhaltet.  

25 Die aktuellen Zahlen zur finanziellen Situation des 
UNHCR finden sich hier, zur Ukraine hier.  
26 Eine ausführliche Analyse der Ministerkonferenz fin-
det sich in der Genfer Depesche von Juni 2022. 
27 Zeitplan und Zielvorgaben des INB hier.  
28 Mehr Hintergrundinformationen hier.  

https://www.wto.org/english/thewto_e/minist_e/mc12_e/geneva_package_e.htm
https://www.wto.org/english/thewto_e/minist_e/mc12_e/geneva_package_e.htm
https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine
https://reporting.unhcr.org/global-funding-overview-2022
https://reporting.unhcr.org/ukraine-situation-funding-2022
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/laenderberichte/detail/-/content/genfer-depesche-wto-sendet-bei-mi-nisterkonferenz-klares-lebenszeichen
https://apps.whttps/apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb1/A_INB1_6Rev1-en.pdf%20ho.int/gb/inb/pdf_files/inb1/A_INB1_6Rev1-en.pdf
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb2/A_INB2_INF1-en.pdf
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb2/A_INB2_INF1-en.pdf
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Befürworter des Vertrags sehen diesen als ange-
messenes Instrument, um die Erfahrungen mit 
der COVID-19-Pandemie um nachhaltige Fort-
schritte zur Verbesserung der Pandemiepräven-
tion zu erzielen. Die Weltgesundheitsversamm-
lung hat sich – auch mit Unterstützung Deutsch-
lands – für einen ehrgeizigen Zeitplan entschie-
den, um einen ersten Entwurf fertigzustellen und 
den Rechtsrahmen vor dem 1. August festzulegen. 
Andere Mitgliedstaaten verweisen auf die Risiken 
einer raschen Aushandlung eines umfassenden 
Instruments, das eine breite Palette von Themen 
abdecken soll – nach Meinung einiger Mitglied-
staaten auch Fragen, die über Pandemien hinaus-
gehen. Gerade Länder mit niedrigem und mittle-
rem Einkommen sind besonders daran interes-
siert, dass die Stärkung der Gesundheitssysteme 
und die Kooperation zwischen dem globalen Nor-
den und dem globalen Süden im Kontext von Ge-
sundheitskrisen in diesem Prozess angemessen 
verankert werden. 

WHO-Notfallkomitee bewertet Anstieg der „Af-
fenpocken“  

Trotz eines spürbaren Anstiegs der Affenpo-
ckeninfektionen, besonders in Europa und Nord-
amerika, beschloss das WHO-Notfallkomitee auf 
seiner ersten Sitzung Ende Juni, die „Affenpocken“ 
noch nicht zu einer internationalen gesundheitli-
chen Notlage („Public Health Emergency of Inter-
national Concern“, PHEIC) zu erklären.28F

29 

Da jedoch die Zahl der neuen Fälle in der ersten 
Juliwoche um 77 % gestiegen ist,29F

30 wird dies nicht 
die letzte Diskussion im Notfallausschuss der 
WHO gewesen sein.  Während die meisten neuen 
Fälle in Europa und den USA festgestellt wurden, 
ist auf dem afrikanischen Kontinent – wo die Af-
fenpocken erstmals 1970 festgestellt wurden – 
kein großer Anstieg der Fälle zu verzeichnen. Das 
WHO-Regionalbüro für Afrika vermutet jedoch, 
dass dies auf einen Mangel an Diagnostika zurück-
zuführen ist.  WHO-Generaldirektor Dr. Tedros Ad-
hanom Ghebreyesus plant, den Notfallausschuss 
in der Woche des 18. Juli erneut einzuberufen, um 
die Mitgliedstaaten über die aktuelle epidemiolo-

                                                   
29 Mehr hier.  
30 Bericht zu den aktuellen Zahlen hier..  

gische Lage und Gegenmaßnahmen zu informie-
ren und den Virus ggf. zu einer internationalen ge-
sundheitlichen Notlage zu erklären. Bereits jetzt 
arbeitet die WHO mit Ländern und Impfstoffher-
stellern zusammen, um die gemeinsame Nutzung 
der derzeit knappen Impfstoffe zu koordinieren. 

ITU: Weltkonferenz für Telekommuni-
kationsentwicklung 
 

Vom 6.-16. Juni organisierte die Fernmeldeunion 
(ITU) die Weltkonferenz für Telekommunikations-
entwicklung (World Telecommunication Develop-
ment Conference, WTDC) in Kigali. Die über 2:000 
Delegierten verhandelten dabei die Prioritäten für 
den Bereich der Telekommunikationsentwicklung 
für die kommenden zwei Jahre. Die Direktorin des 
Entwicklungssektors (ITU-D), die US-Amerikanerin 
Doreen Bogdan-Martin, hat offenbar die Gelegen-
heit genutzt, um weitere Pluspunkte für ihre Kan-
didatur als Nachfolge auf den Posten als General-
sekretärin zu sammeln. Gegenkandidat ist der 
Russe Rashid Ismailov. Nach dem Überfall Russ-
lands auf die Ukraine galt Ismailov als chancenlos. 
Zuletzt waren gegensätzliche Einschätzungen zu 
vernehmen, dass der russische Kandidat bei den 
afrikanischen Ländern gute Chancen hätte. Die 
Mehrheit der Beobachter geht jedoch davon aus, 
dass Bogdan-Martin weiterhin Favoritin ist. Im 
September werden die wichtigsten Posten der ITU 
während der Konferenz der Regierungsbevoll-
mächtigten (Plenipotentiary Conference) in Rumä-
nien gewählt. Deutschland schickt mit Thomas 
Zielke einen Kandidaten für den Posten des Direk-
tors für Standardisierung ins Rennen. 

Neben der Annahme des Kigali-Aktionsplans30F

31 
und der darin enthaltenen Kigali-Erklärung, waren 
noch nennenswert: 

- die Austragung des ersten Youth Summits 
für den Einbezug junger Interessensvertre-
tenden bei der digitalen Transformation,  

- die Einrichtung eines neuen Netzwerks zur 
Förderung von Geschlechtergleichstellung 
im IKT-Bereich (‘Network for Women’ NoW),  

- die Zusicherung von rund 18 Mrd € öffentli-
cher und privatwirtschaftlicher Fördermittel 

31 Details zum Aktionsplan/Abschlussbericht hier. 

https://www.who.int/news/item/25-06-2022-meeting-of-the-international-health-regulations-(2005)-emergency-committee--regarding-the-multi-country-monkeypox-outbreak#:%7E:text=The%20Committee%20recognized%20that%20monkeypox,access%20to%20essential%20supplies%20worldwide.
https://cdn.who.int/media/docs/default-source/2021-dha-docs/20220706_monkeypox_external_sitrep_final.pdf?sfvrsn=1b580b3d_4
https://www.itu.int/dms_pub/itu-d/md/18/wtdc21/c/D18-WTDC21-C-0103!R1!PDF-E.pdf
https://www.itu.int/dms_pub/itu-d/md/18/wtdc21/c/D18-WTDC21-C-0103!R1!PDF-E.pdf
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für das Partner2Connect Programm zur Er-
reichung universeller Konnektivität. 

Wie bereits während der World Telecommunica-
tion Standardization Assembly (WTSA) im März31F

32 
erzwang Russland eine Abstimmung zur Beset-
zung der Arbeitsgruppen. Dennoch gelang es, rus-
sische Kandidaten nicht in leitender Funktion von 
Arbeitsgruppen zuzulassen. Nicht wenige Staaten 
verweigerten eine Positionierung mit der Begrün-
dung, dass die Versammlung technische und 
keine politischen Fragen lösen solle. 

Für Aufregung sorgte der kurzfristig eingereichte 
Änderungsantrags der chinesischen Regierung für 
den schnellen Umstieg auf «IPv6+». IPv6+ an sich 
ist kein technischer Standard. Vielmehr stellt diese 
Technologie – aufbauend auf dem bestehenden 
IPv6-Protokoll – Zusatzfunktionen bereit. Gleich-
zeitig birgt diese Technologie jedoch ähnliche Ge-
fahren für Privatsphäre, technische Mittel für Zen-
sur und Netzwerkschutz; wie der 2019 gestoppte 
New-IP-Vorschlag.32F

33 Beide Vorschläge werden 
dem chinesischen Telekommunikationsanbieter 
Huawei zugeschrieben. Auch wenn der Ände-
rungsantrag erneut scheiterte, gilt der Antrag bei 
der WTDC als strategisch kluger Schachzug. Dass 
eine Umstellung auf IPv6 dringend notwendig ist, 
steht dabei für alle Beteiligten außer Frage. In Ki-
gali waren insbesondere viele sich entwickelnde 
Länder an der Konferenz involviert, die noch 
grosse Lücken bei der Umstellung auf das neuere 
Internet Protokoll haben.  Eine breite Übernahme 
des neu verpackten New-IP- bzw. als IPv6+ ver-
markteten Vorhabens könnte jedoch ein weiterer 
Schritt für die Erleichterung massiver Onlineüber-
wachung und Zensur im Netz darstellen. 

 

World Economic Forum – Katerstim-
mung in Davos 
 

Nach zwei Jahren pandemiebedingter Zwangs-
pause fanden sich Ende Mai hochrangige Vertre-
terinnen und Vertreter von Politik und Wirtschaft 
wieder einmal in der Alpenidylle von Davos ein. 
Doch in diesem Jahr fehlten viele Staatsoberhäup-
ter oder ließen sich nur sehr kurz blicken. Eben-
falls unüblich war, dass die berühmten, meist von 

                                                   
32 Mehr dazu in der Großwetterlage vom April 2022. 
33 Stimmen zum IPv6+ Vorstoss finden Sie hier. 

russischen Oligarchen organisierten Empfänge 
ausfielen. Grund: Auf den Sanktionslisten ste-
hende Russen hätten nicht in das Land einreisen 
können. Ausserdem hatte das World Economic Fo-
rum (WEF) alle Partnerschaften und Finanzierun-
gen aus Russland bereits kurz nach dem Überfall 
auf die Ukraine aufgekündigt.  

Viele der Podiumsdiskussionen drehten sich um 
den Ukrainekrieg und dessen Folgen. Dabei rank-
ten sich die Gespräche um Fragen der Abwendung 
einer weltweiten Ernährungskatastrophe, der Ex-
portmöglichkeiten des Getreides aus der Ukraine 
sowie die wirtschaftlichen Auswirkungen des Krie-
ges und der noch nicht gänzlich überwundenen 
COVID-19-Pandemie.  
Anders als in den Jahren zuvor fanden sich unge-
wöhnlich viele Verfechter von Crypto-Währungen 
in Davos ein. Die Strukturen der Crypto-Währun-
gen, die sich meist über ihre dezentrale Verwal-
tung definieren, stehen im scheinbaren Gegensatz 
zu einer etablierten Instanz wie dem WEF-Gipfel. 
Der weltweite Trend der Stablecoins machte je-
doch auch vor dem WEF nicht halt.  
 

Sicherheit – Kein Kompromiss zu auto-
nomen Waffen in Sicht 
 

Vom 25.-29. Juli trifft sich die Regierungsexperten-
gruppe für letale autonome Waffensysteme 
(LAWS) der Unterzeichnerstaaten der Konvention 
über bestimmte konventionelle Waffen in Genf. 
Beobachtende befürchten, dass auch diese Runde 
keinen Durchbruch bringen wird. Wie das Zivilge-
sellschaftsnetzwerk für die Ächtung von autono-
men Waffensystemen, Campaign to Stop Killer Ro-
bots, berichtete,33F

34 hat der Krieg in der Ukraine die 
bereits nur sehr schleppenden Verhandlungen na-
hezu gänzlich zum Erliegen gebracht. Das letzte 
Treffen der Expertengruppe wurde von Russland 
immer wieder blockiert, weshalb die Verhandlun-
gen nur informell weitergeführt werden konnten. 
Ebenfalls auf Druck Russlands wurden diese infor-
mellen Verhandlungen ohne Video-Übertragung 
geführt, was wiederum zum de facto Ausschluss ei-
ner Vielzahl von Zivilgesellschaftsorganisationen 
führte. Mithin wächst das Bestreben nach alterna-

34 Der gesamte Artikel hier. 

https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/laenderberichte/detail/-/content/genfer-grosswetterlage-14
https://www.heise.de/news/Angst-vor-Zensur-China-wirbt-im-Protokollkrieg-auf-ITU-Ebene-fuer-IPv6-7134187.html
https://www.stopkillerrobots.org/news/discussions-at-un-on-autonomous-weapon-systems-blocked-by-russia-but-states-indicate-way-forward/
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tiven Plattformen, um eine perspektivische Eini-
gung über einen rechtlich bindenden Mechanis-
mus zu erzielen. 
 

Kommentar  
 
Fast fünf Monate nach dem Beginn der russischen 
Invasion in die Ukraine zeigt sich ein sehr differen-
ziertes Bild für die Folgen auf die Arbeit der inter-
nationalen Foren und Organisationen: 

1. Zunehmende, aber keine komplette Isola-
tion Russlands in den Genfer Gremien: 
Russland hat an Renommee und Einfluss in 
internationalen Foren eingebüßt: Der Aus-
schluss aus dem Menschenrechtsrat die ge-
plante Verlegung des Moskauer ILO-Büros 
und die regelmässigen Verurteilungen der 
russischen Aggression geben davon Zeugnis. 
Auch in wissenschaftlichen Organisationen 
wie dem CERN werden bestehende Koopera-
tionsverträge mit Russland (und Belarus) 
nicht verlängert. Komplett isoliert ist Russ-
land nicht. Eine (wenn auch überschaubare) 
Anzahl strategischer Verbündete hält auch in 
Genf weiter zu Moskau, darunter China. 

2. Parallel ist unter vielen Mitgliedstaaten eine 
wachsende «Ukraine-Müdigkeit» festzu-
stellen: Die Ukraine kann sich auf ca. 40 Län-
der, v.a. aus Europa und Nordamerika fest 
verlassen – jenseits dieses harten Kerns vari-
iert die Unterstützung erheblich: Vor allem 
Länder aus Afrika und Asien, zunehmend 

auch Lateinamerika, fühlen sich durch die re-
gelmässigen Aufrufe, Russland in verschiede-
nen Gremien zu verurteilen, bedrängt. Dies 
ist verbunden mit der Sorge, dass andere 
Themen immer weniger Aufmerksamkeit er-
fahren. Dramatischer: das irreführende rus-
sische Narrativ, die Nahrungsmittelkrise sei 
den westlichen Sanktionen und nicht der Blo-
ckade und Verminung ukrainischer Häfen 
durch Russland geschuldet, verfängt bei eini-
gen der betroffenen Länder. 

3. Mehrere hochrangige Konferenzen – sei es 
die Weltgesundheitsversammlung, die WTO-
Ministerkonferenz, die Internationale Ar-
beitskonferenz – haben verdeutlicht, dass in-
ternationale Organisationen trotz der er-
heblichen geopolitischen Spannungen noch 
handlungsfähig sind. 

4. Dennoch ist der Bruch nach wie vor unüber-
sehbar: was sich u.a. auch darin widerspie-
gelt, dass Russland die Eignung der Schweiz 
als neutralen Ort für die Sitzungen des syri-
schen Verfassungskomitees in Frage stellt o-
der auch im zwischenzeitlichen Veto Russ-
lands für die Verlängerung von Resolution 
2585 zur Lieferung humanitärer Hilfe für Sy-
rien. 

Ob sich die bestehende Tendenz zu einer stärke-
ren Nutzung plurilateraler Formate verstetigt, 
müssen die kommenden Monate zeigen.   

 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V 
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olaf.wientzek@kas.de  
 

 
Der Text dieses Werkes ist lizenziert unter den Bedingungen 
von „Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter 
gleichen Bedingungen 4.0 international”, 
CC BY-SA 4.0 (abrufbar unter: https://creativecom 

www.kas.de 

mailto:olaf.wientzek@kas.de

	Genfer Großwetterlage
	Entwicklungen in den Genfer Internationalen Organisationen                                        Mitte April bis Mitte Juli 2022
	Menschenrechtsrat
	Internationale Arbeitskonferenz – Annahme von neuem Grundprinzip / Kritik an China und Belarus
	Kommentar



